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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 5 R 142/09 B 
 
L 2 KN 11/08 (LSG Niedersachsen-Bremen) 
S 11 RJ 252/04 (SG Bremen) 
 
 
 
………………………………., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: ……………………………………., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See, 
Pieperstraße 14-28, 44789 Bochum, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin, 
 
beigeladen: 
 
Allgemeine Ortskrankenkasse Bremen/Bremerhaven, 
Bgm.-Smidt-Straße 95, 28195 Bremen 1. 
 
 
 
Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 25. Mai 2009 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  D r e h e r ,   den Richter   Dr.  N e u h a u s 

und die Richterin   Dr.  G ü n n i k e r  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des Landessozialgerichts Niedersachsen-Bremen vom 18. Februar 2009 wird als 

unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu 

erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 18.2.2009 hat das Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen (LSG) einen 

Anspruch des Klägers auf Gewährung einer Rente wegen Erwerbsminderung verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat der Kläger Beschwerde beim Bun-

dessozialgericht (BSG) eingelegt. Er beruft sich jedenfalls sinngemäß auf das Vorliegen eines 

Verfahrensmangels iS von § 160 Abs 2 Nr 3 Sozialgerichtsgesetz (SGG), weil das LSG zur 

abschließenden Klärung des Sachverhalts ein Obergutachten hätte einholen müssen.  

 

Wird mit einer Nichtzulassungsbeschwerde geltend gemacht, dass ein Verfahrensmangel vor-

liege, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG), so 

müssen bei der Bezeichnung des Verfahrensmangels (§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG) die den Ver-

fahrensmangel (vermeintlich) begründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden. Im Zu-

sammenhang mit der von der Klägerin geltend gemachten Rüge einer Verletzung der Sachauf-

klärungspflicht (§ 103 SGG) ist der Darlegungspflicht nur genügt, wenn die Beschwerdebegrün-

dung folgende Punkte enthält: 1. Bezeichnung eines für das Revisionsgericht ohne Weiteres 

auffindbaren Beweisantrags, dem das LSG nicht gefolgt ist, 2. Wiedergabe der Rechtsauffas-

sung des LSG, auf Grund derer bestimmte Tatfragen als klärungsbedürftig hätten erscheinen 

müssen, 3. Darlegung der von dem betreffenden Beweisantrag berührten Tatumstände, die zu 

weiterer Sachaufklärung Anlass gegeben hätten, 4. Angabe des voraussichtlichen Ergebnisses 

der unterbliebenen Beweisaufnahme und 5. Schilderung, dass und warum die Entscheidung 

des LSG auf der angeblich fehlerhaft unterlassenen Beweisaufnahme beruhen kann, das LSG 

mithin bei Kenntnis des behaupteten Ergebnisses der unterlassenen Beweisaufnahme von sei-

nem Rechtsstandpunkt aus zu einem anderen, dem Beschwerdeführer günstigeren Ergebnis 

hätte gelangen können (BSG SozR 4-1500 § 160a Nr 3 RdNr 5 mwN). Diesen Erfordernissen 

wird die Beschwerdebegründung nicht gerecht. 

 

Der Kläger rügt zwar, dass Berufungsgericht hätte zur abschließenden Klärung des Gesund-

heitszustandes und des daraus resultierenden Leistungsvermögens ein Obergutachten 

einholen müssen, weil sich die vom Gericht gehörten Sachverständigen nicht ausreichend mit 

der vorliegenden posttraumatischen Belastungsstörung auseinandergesetzt hätten. Er hat aber 

nicht aufgezeigt, einen entsprechenden Beweisantrag gestellt zu haben, den das LSG 

übergangen haben könnte. Ob das Berufungsgericht den Sachverhalt zu Recht als geklärt 

ansehen und von weiteren Ermittlungen absehen durfte, ist eine Frage der Beweiswürdigung; 

auf vermeintliche Fehler in der Beweiswürdigung kann nach dem eindeutigen Wortlaut des 

§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG eine Nichtzulassungsbeschwerde jedoch nicht gestützt werden. 

 

Von einer weiteren Begründung wird abgesehen, weil diese nicht geeignet wäre, zur Klärung 

der Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (§ 160a Abs 4 Satz 2 SGG). 
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Die nicht formgerecht begründete Beschwerde ist gemäß § 160a Abs 4 Satz 1 Halbsatz 2 iVm 

§ 169 SGG durch Beschluss ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter zu verwerfen. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung des § 193 SGG. 
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